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Städte- und Gemeindebund




Magdeburg, 07.09.00

Sachsen-Anhalt





00-00-65 ha-gö

N I E D E R S C H R I F T

über die 19. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am Donnerstag, dem 07.09.2000 in der Landesgeschäftsstelle, Sternstr. 3, 39104 Magdeburg

Beginn:

10.03 Uhr


Ende:


12.32 Uhr

Anwesend:

a) Mitglieder:

Herr Kessing (stellv. Vorsitzender)
Beigeordneter für Finanzen Stadt Dessau

Herr Eisermann 


Kämmereiamtsleiter Landeshauptstadt Magdeburg

Frau Gabriel 



Bürgermeisterin Stadt Halberstadt

Frau Grube 



Bürgermeisterin Gemeinde Tornitz

Frau Hiob 



Kämmereiamtsleiterin VG Elster-Seyda-Klöden

Herr Koch 



Beigeordneter für Finanzen Stadt Halle 

Frau Lucas 



Verwaltungsamtsleiterin VG Südharz

Herr Rosenbaum 


Stadtrat Stadt Gommern

Frau Stettler 



Finanzdezernentin Lutherstadt Eisleben

Frau Wendler 



Kämmereiamtsleiterin Stadt Haldensleben

b) stellvertretende Mitglieder:

Frau Johannes



kommissarische Finanzdezernentin Stadt Zerbst

c) Gäste:

Frau Schwiertz


Kämmereiamtsleiterin VG Kläden

d)
von der Landesgeschäftsstelle:

Landesgeschäftsführer Dr. Kregel

Referentin Hanisch

Es fehlen: 

Herr Frank 



Bürgermeister Gemeinde Neutz-Lettewitz

Herr Groeneveld 


Verwaltungsamtsleiter VG Beetzendorf (entschuldigt)

Frau Schlüsselburg 


Verwaltungsamtsleiterin VG Kläden

Frau Schumann (Vorsitzende) 
Kämmerin Stadt Naumburg (entschuldigt)

Tagesordnung:

1. Genehmigung der Niederschrift über die 18. Sitzung am 08.03.00

2. Haushalt des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt 2001

3. Kommunalfinanzen 2001

a) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2001

b) Kennzahlen und deren Aussagewerte

1. Steuersenkungsgesetz

2. Geldanlagen von Kommunen bei anderen Kommunen

3. Mitteilungen, Anfragen und Anregungen

Begrüßung:

Herr Kessing begrüßt die Ausschussmitglieder. Er entschuldigt Frau Schumann und übernimmt als stellvertretender Vorsitzender die Sitzungsleitung. 

TOP 1: Genehmigung der Niederschrift über die 18. Sitzung am 08.03.00

Die Niederschrift über die 18. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 08.03.00 wird einstimmig genehmigt.

TOP 2: Haushalt des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt 2001

Herr Kessing bittet Herrn Dr. Kregel, den Entwurf des Verbandshaushaltes zu erläutern. Herr Dr. Kregel erläutert unter Bezug auf den mit Schreiben vom 04.09.00 übersandten Vorbericht Einzelheiten des Verbandshaushaltes. Insbesondere erwähnt er, dass das Volumen zurückgeht. Das sei unter anderem dadurch zu begründen, dass 2001 kein interkommunaler Kosten- und Leistungsvergleich durchgeführt werde. Die Beiträge seien 4 Jahre lang stabil geblieben. Die Finanzsituation des SGSA sei inzwischen an Grenzen gestoßen. Allgemeine Kostenerhöhungen seien zu verzeichnen gewesen. Die Leistungen des SGSA seien sogar erhöht worden. So koste das Komsanet Geld (Entwicklung, laufende Kosten). Der Service für die Mitglieder sei verbessert worden. Aktuelle KNSA-Beiträge seien durch das Komsanet schneller greifbar. Die Beratungsleistungen an die Mitglieder seien gestiegen, Dr. Kregel erwähnt insbesondere die gestiegene Zahl von Anfragen zum Kommunalabgabenrecht und den mit den Beratungsleistungen verbundenen Aufwand. Er erwähnt ferner die für die Einrichtung des Prozesskostenfonds zweckgebundene Umlageerhöhung und informiert darüber, dass Mitglieder durch den Prozesskostenfonds (z.B. Kampfhundesteuer Stadt Roßlau) unterstützt worden seien. Herr Dr. Kregel erläutert weiter, dass ohne eine Umlageerhöhung im Jahr 2001 120.000,00 DM aus der Verbandsrücklage entnommen werden müssten. Die vorgeschlagene Erhöhung des einwohnerbezogenen Beitrages von 0,68 DM um 0,02 DM auf 0,70 DM würde dazu führen, dass diese Lücke auf 60.000,00 DM reduziert werden kann. Für eine volle Kostendeckung würde das noch nicht ausreichen. Würde der Beitrag nicht angehoben werden, so müsste in den nächsten Jahren eine Erhöhung um 0,05 DM bis 0,07 DM erfolgen. 

Herr Eisermann spricht sich dafür aus, die Mitgliedsbeiträge in kleinen Schritten zu erhöhen. Es sei besser, jetzt um 0,02 DM zu erhöhen als in einem Folgejahr um 0,05 DM bis 0,07 DM auf einmal. Auf Frage von Herrn Eisermann erklärt Herr Dr. Kregel, dass die Ministerialzulage bei den Mitarbeitern des SGSA parallel zu den Ministerien gekürzt werde. Herr Kessing erkundigt sich nach den leerstehenden Wohnungen im Verbandsgebäude. Herr Dr. Kregel antwortet, dass alle Möglichkeiten zur Vermietung der Wohnungen geprüft und in Gang gebracht worden seien. Insbesondere seien Anzeigen geschaltet, Gespräche geführt, Umwidmungsmöglichkeiten geprüft und die Miete sei in den letzten Jahren reduziert worden. 

Herr Kessing erkundigt sich nach dem Schuldenstand des Verbandes. Herr Dr. Kregel erklärt, der Schuldenstand betrage ca. 800.000,00 DM. Herr Kessing äußert den Wunsch, im Vorbericht zum Verbandshaushalt in Zukunft die Höhe der Rücklage und den Schuldenstand in einer Anlage darzustellen. 

Beschluss:

1. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt dem Präsidium, der Kreisvorstandskonferenz zu empfehlen den einwohnerbezogenen Betrag je Einwohner um 0,02 DM auf 0,70 DM anzuheben.

Abstimmungsergebnis: einstimmig.

2. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt dem Präsidium, der Kreisvorstandskonferenz zu empfehlen den Haushaltsplan mit Stellenplan für das Haushaltsjahr 2001 gemäß § 7 Abs. 2 der Verbandssatzung festzustellen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig bei einer Enthaltung.

TOP 3: Kommunalfinanzen 2001

a) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2001

Frau Hanisch erläutert den Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2001 der Landesregierung: Die Verbundmasse bei der Quote für die Bundesergänzungszuweisungen Sonderbedarf soll um 3%-Punkte von 37 auf 34 gesenkt werden. Daraus ergibt sich eine Absenkung um ca. 66 Mio. DM. Ferner ist geplant, § 14 Abs. 3 FAG LSA zu ändern. Es soll die Möglichkeit eröffnet werden, von der IfG-Pauschale in Höhe von 441,5 Mio. DM durch den Haushaltsplan Teile obersten Landesbehörden zur Bewirtschaftung zu übertragen. Dies soll in der Weise umgesetzt werden, dass 47 Mio. DM zur Finanzierung der Sanierungs- und Teilentschuldungshilfen für Abwasserzweckverbände zur Verfügung gestellt werden. Die dritte gesetzliche Änderung betrifft die Umstellung der Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes durch den Bund. Hier soll die Drittelbeteiligung der Kommunen gesetzlich geregelt werden. 

Frau Hanisch verteilt ein Papier der Landesgeschäftsstelle, in dem der kommunale Finanzausgleich für 2001 dargestellt wird. Sie erläutert, dass in der Darstellung die Neuberechnung der Ergebnisse der Maisteuerschätzung für das Land (Stand: 22.08.00) sowie der Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes berücksichtigt worden seien. 

Herr Dr. Kregel erklärt, dass die Schmerzgrenze für die Kommunen inzwischen überschritten worden seien. Dies habe er auch gegenüber der Presse deutlich gemacht. Von Journalisten werde er immer wieder danach gefragt, womit der Bürger konkret rechnen müsse. Auch für die Argumentation gegenüber Landtagsabgeordneten sei es ganz wichtig, konkrete Beispiele zu benennen, z.B. “Was bedeuten die Kürzungen bei den Bundesergänzungszuweisungen/bei der IfG-Pauschale/durch die verschlechterte Einnahmesituation des Landes u.s.w. für die Gemeinde A?” Beispiel: In der Gemeinde A-Dorf wird der Jugendklub geschlossen. In der Gemeinde B-Dorf werden die Zuschüsse für die Vereine ... um  ... reduziert. In der Gemeinde C-Dorf wird die Investitionsmaßnahme ... mit einem Volumen von ... DM nicht durchgeführt/nicht fortgesetzt. Herr Dr. Kregel bittet die Ausschussmitglieder, der Landesgeschäftsstelle solche konkreten Beispiele zu übersenden. 

Herr Kessing rechnet mit 6 Mio. DM weniger Schlüsselzuweisungen für Dessau als im Jahr 2000. Die Kosten nach Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) betragen für Dessau im Jahr 2001 ca. 1 Mio. DM. Das Gesamtvolumen des Verwaltungshaushaltes belaufe sich auf 300 Mio. DM. Bei der Investpauschale werde Dessau im Jahr 2001 über 2 Mio. DM weniger erhalten als im Jahr 2000. Für Magdeburg erklärt Herr Eisermann, dass die Landeshauptstadt mit rund 12 Mio. DM weniger allgemeinen Finanzzuweisungen zu rechnen habe als im Jahr 2000.

Frau Gabriel macht deutlich, dass das Land sich mit den geplanten Kürzungen bei den Kommunalfinanzen seiner Wurzeln beraube. Die Spirale bewege sich weiter nach unten, wenn die Bevölkerung abwandere und Investoren nicht kämen. Sie betont ferner, dass die Kommunen immer mehr Personal einsparten. Dagegen seien Personalkosteneinsparungen beim Land nicht erkennbar.

Frau Stettler begrüßt, dass der Runderlass des MI LSA zur Verwendung der IfG-Mittel endlich geändert worden sei und dass die Erweiterung der Einsatzmöglichkeiten insbesondere im Schulbereich zu begrüßen sei. Die gleichzeitige Kürzung der pausschal den Kommunen zur Verfügung gestellten Mittel durch das Haushaltsbegleitgesetz 2001 sei dagegen kontraproduktiv. In Eisleben müssten die Realsteuerhebesätze sowie die Hundesteuer erhöht werden. Das reiche zur Kompensation der Kürzung der FAG-Mittel nicht aus. Sie erwarte ein Defizit von 4 Mio. DM.

Herr Koch spricht die nachteiligen Wirkungen der Einkommensteuerreform an. Halle verliere 2001 im Vergleich zu 2000 unter Berücksichtigung der Steuerkraft 27 Mio. DM an FAG-Mitteln. Die Kürzung der IfG-Pauschale bedeute 5 Mio. DM weniger für Halle. Entsprechend erhöhe sich der Kreditbetrag, der nicht genehmigt werde, weil der Verwaltungshaushalt dies nicht mehr tragen könne. Die Stadt Halle erwarte im Jahr 2000 8 – 9 Mio. DM weniger Gewerbesteuer und 12 Mio. DM weniger Einkommensteuer als 1999. Die Anhebung der Hebesätze von 400 auf 420 Punkte (das sind 30 Punkte weniger als Magdeburg) sei ab 01.01.2001 beschlossen worden. Die Ausgaben der Stadt Halle seien von 1995 – 2000 um 160 Mio. DM zurückgegangen. Der Eigenanteil für AB-Maßnahmen (z.Zt. 11 Mio. DM) könne nicht mehr erbracht werden, eine Reduzierung auf die Hälfte stehe an. Im Kindertagesstättenbereich müssten 170 Personen an Personal abgebaut werden, den Mitarbeitern seien 78.000 DM pro Beschäftigter als Abfindung angeboten worden. Dieses Angebot werde nicht angenommen. 

Frau Gabriel spricht Ausgabensteigerungen durch das KiBeG und im Bereich Hortbetreuung an. Diese müssten bei der Finanzdiskussion zusätzlich zu den Einnahmeverlusten berücksichtigt werden. Die Stadt Halberstadt müsse an freie Träger 750.000,00 DM zahlen. 

Herr Kessing hofft, dass in den Beratungen im Landtag ein Großteil der beabsichtigten Kürzungen herausverhandelt werden kann.

Herr Dr. Kregel bittet den Haushalts- und Finanzausschuss, sich zum Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes inhaltlich zu positionieren. Er fasst die bisherige Diskussion dahingehend zusammen, dass die Kürzung der Bundesergänzungszuweisungen Sonderbedarf total abgelehnt wird. Frau Gabriel stellt fest, dass auch die teilweise IfG-Zweckbindung für die Kommunen eine Kürzung bedeutet. Herr Kessing ergänzt, dass das Land sich bei den kommunalen Mitteln bedient, um Fehler aus der Vergangenheit bei Einzelnen zu beheben. Wenn die geplante Änderung des § 14 Abs. 3 FAG käme, müsse zumindest eine Kappungsgrenze (10%) festgeschrieben werden. Herr Rosenbaum ist der Ansicht, dass eine konkrete Summe in das FAG aufgenommen werden sollte (z.B. die geplanten 47 Mio. DM). Frau Gabriel ist der Meinung, dass die Kürzung der IfG-Pauschale total abgelehnt werden sollte. Projekte müssten vor Ort durchgeführt werden und nicht auf Landesebene. 

Herr Dr. Kregel fragt, warum die IfG-Mittel in der Vergangenheit nicht voll ausgeschöpft worden sind. Frau Stettler antwortet, dies liege nicht daran, dass die Eigenmittel der Kommunen nicht vorhanden seien. Das Problem sei vielmehr ein unausgeglichener Haushalt und dessen späte Genehmigung. Die bisherige Verwendungsbeschränkung sieht sie ebenso wie Herr Eisermann als Hauptproblem an. 

Die Kosten für die Beteiligung der Kommunen an den Ausgaben nach dem UVG werden von Dessau mit 1 Mio. DM, von Magdeburg mit 2 – 2,5 Mio. DM und von Halle mit 2,5 Mio. DM beziffert.

Herr Koch berichtet, dass das Land nicht in der Lage sei, Bundesmittel abzurufen, weil es seinen Eigenanteil für Investitionen nicht erbringen könne. 

Herr Eisermann weist darauf hin, dass neben den geplanten Kürzungen im FAG berücksichtigt werden müsse, dass die FAG-Masse auch ohne Senkung der Quote bei den Bundesergänzungszuweisungen sinken werde, weil die Steuereinnahmen des Landes im Vergleich zum Jahr 2000 sinken. 

Herr Kessing lässt über die drei Hauptpunkte des Entwurfs des Haushaltsbegleitgesetzes 2001 abstimmen.

Beschluss:

1. Die geplante Kürzung bei den Bundesergänzungszuweisungen Sonderbedarf um 3% wird abgelehnt. 

2. 

a) Der Haushalts- und Finanzausschuss verwahrt sich gegen den geplanten Zugriff des Landes auf die IfG-Mittel.

b) Wenn dennoch eine Änderung des § 14 Abs. 3 FAG erfolgt, muss die absolute Höhe der Mittel im Gesetz festgeschrieben werden, die nach Maßgabe des Haushaltsplans zweckgebunden obersten Landesbehörden zur Bewirtschaftung übertragen werden dürfen oder es muss eine prozentuale Quote festgelegt werden.

3. Die Leistungen nach dem UVG sind eine staatliche Aufgabe. Eine kommunale Kostenbeteiligung wird abgelehnt. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig.

Frau Hanisch spricht die Gesetzesbegründung zur geplanten Drittelbeteiligung der Kommunen für die Leistungen nach dem UVG an. Danach werde die Eintreibung der Forderungen gegen die nichtzahlenden Väter nur unzureichend durch die Kommunen wahrgenommen. Dies wird von den Ausschussmitgliedern bestritten. Herr Kessing gibt zu bedenken, dass das Land, sofern es Erkenntnisse darüber haben sollte, dass die Eintreibung unzureichend wahrgenommen werde, von Aufsichts-/Beanstandungsmitteln Gebrauch machen könnte. 

b) Kennzahlen und deren Aussagewerte

Nach Zustimmung durch die übrigen Ausschussmitglieder fasst Herr Kessing zusammen, dass zum Thema Kennzahlen und deren Aussagewerte heute kein Diskussionsbedarf mehr besteht. Das Thema könne in einer der nächsten Sitzungen erneut behandelt werden.

TOP 4: Steuersenkungsgesetz

Frau Hanisch nimmt Bezug auf den Vorabdruck eines KNSA-Beitrages, der mit der Einladung an die Ausschussmitglieder versandt worden ist. In dem Beitrag werden die finanziellen Auswirkungen des Steuersenkungsgesetzes ausführlich dargestellt. Frau Hanisch verteilt und erläutert eine Übersicht über die Anhebung der Gewerbesteuerumlage durch das Steuersenkungsgesetz, aus der sich Bundes- und Landesvervielfältiger nach geltendem Recht sowie nach Inkrafttreten des Steuersenkungsgesetzes ergeben. 

TOP 5: Geldanlagen von Kommunen bei anderen Kommunen

Herr Kessing nimmt Bezug auf das Schreiben des Deutschen Städte- und Gemeindebundes vom 10.08.00, das den Ausschussmitgliedern mit der Einladung übersandt worden ist. Der DStGB möchte wissen, ob die Vermutung, dass Geldanlagen von Kommunen bei anderen Kommunen auch außerhalb der “Finanzaffäre Koch” gängig sind, sich in der kommunalen Praxis bestätigt. Von keinem der Ausschussmitglieder wird bestätigt, dass von ihren Kommunen Geldanlagen bei anderen Kommunen erfolgen. Lediglich Frau Johannes teilt mit, dass die Stadt Zerbst im letzen Jahr auf Grund ihrer guten Liquiditätssituation und der schlechten Liquidität des Landkreises überlegt habe, Geld beim Landkreis anzulegen. Dies sei der Kommunalaufsichtsbehörde mitgeteilt worden. Diese habe das Vorhaben mündlich abgelehnt. Zu einer Geldanlage beim Landkreis sei es dann nicht gekommen.

Herr Dr. Kregel spricht das Thema “Finanzaffäre Koch” an und bittet die Ausschussmitglieder nochmals ausdrücklich mitzuteilen, ob eine Gemeinde/Stadt aus Sachsen-Anhalt involviert sei. Die Ausschussmitglieder erklären, dass ihre Kommunen nicht betroffen seien und dass ihnen auch keine betroffenen Kommunen aus Sachsen-Anhalt bekannt seien.

Herr Kessing erläutert abschließend das Geldanlageverfahren bei der Stadt Dessau. Wenn Gelder vorhanden seien, werden Umfragen bei den Banken durchgeführt und Geldanlagegeschäfte mit den Banken abgeschlossen.

TOP 6: Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

a) Frau Hanisch nimmt Bezug auf die letzte Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses, in der Frau Schumann Probleme mit einem Förderprogramm des Kultusministeriums angesprochen hatte. Auf Vorschlag von Herrn Dr. Kregel ist das Thema inzwischen im Schul-, Kultur- und Sportausschuss des SGSA behandelt worden. Frau Hanisch teilt mit, dass ein Mitglied des Schul-, Kultur- und Sportausschusses die Auffassung vertreten hat, dass vom Kultusministerium zur Zeit vorrangig die Schuldendiensthilfe als Fördermöglichkeit ausgereicht werde. Eine Förderung durch das Land solle in Form von Zuschüssen, die eine Verringerung der Kreditsumme zur Folge haben, gewährt werden und nicht die Städte und Gemeinden bei der Aufnahme von Schulden unterstützen. Die übrigen Ausschussmitglieder des Schul- , Kultur- und Sportausschusses sahen keine Probleme. 

b) Frau Hiob teilt mit, dass in den Kämmererberatungen im Landkreis Wittenberg häufig über die IfG-Mittel gesprochen werde. Insbesondere werde in letzter Zeit das Verfahren problematisiert. Die geänderte Mittelanmeldungspraxis (s. aktueller Runderlass des MI zum IfG) erfordere hohen Verwaltungsaufwand. Sie möchte wissen, ob Möglichkeiten bestehen, diesen zu minimieren. Frau Hanisch antwortet, dass die Ursache für die verschärften Anforderungen an die Mittelanmeldung nach Auskunft des MI vom Bund gesetzt werden würden. Das Land sei gegenüber dem Bund verpflichtet, die Mittel zu bestimmten Terminen anzumelden und abzurufen. Diese Pflichten könne das Land nur einhalten, wenn es entsprechende Rückmeldungen von den Kommunen habe. 

c) Herr Dr. Kregel informiert darüber, dass er soeben die Information erhalten habe, dass der Landeshaushalt am 14.09.00 im Landtag behandelt werde.

d) Herr Dr. Kregel spricht eine Mitteilung der Bundesverbände zum Thema Sozialhilfe und Rente an. Sobald Einzelheiten bekannt seien, werde darüber in KNSA berichtet. 

e) Herr Dr. Kregel kommt zurück auf die letzte Änderung des KAG LSA. Er spricht insbesondere die Themen “authentische Gesetzesinterpretation” und “Gemeindebestrafung” bei unterlassener Beteiligung an. Er weist auf die Jahresfrist für die Erhebung einer kommunalen Verfassungsbeschwerde hin (redaktioneller Hinweis: § 51 Abs. 2 i.V.m. § 48 Landesverfassungsgerichtsgesetz). Er bittet die Ausschussmitglieder, mit der Landesgeschäftsstelle Kontakt aufzunehmen, wenn sie erwägen, eine kommunale Verfassungsbeschwerde einzulegen oder wenn sie Beteiligte eines Rechtsstreits im Zusammenhang mit der erneuten Änderung des KAG sind.

f) Herr Dr. Kregel teilt mit, dass er Informationen darüber habe, dass das VG Dessau in einem Urteil entschieden habe, dass Beitragsbescheide aufgehoben werden müssten, weil der Anliegerbeitrag zu niedrig gewesen sei.

g) Im Nachgang zu TOP 3 erinnert Herr Dr. Kregel an die Änderung des Personalschlüssels im KiBeG. Nach der Gesetzesbegründung sollten die Kommunen 30% der Kosten einsparen. Er bittet die Ausschussmitglieder, der Landesgeschäftsstelle Berechnungen für ihre Gemeinde zur Verfügung zu stellen, aus denen sich ergibt, dass und warum diese These nicht richtig ist.

h) Frau Hiob fragt nach dem Entwurf eines Heilungsgesetzes für Verwaltungsgemeinschaften. Herr Dr. Kregel informiert darüber, dass der Landesgeschäftsstelle ein Gesetzentwurf vorliegt, und dass gegenüber dem MI auch bereits positiv Stellung genommen worden ist. Sobald genaueres bekannt sei, werde darüber in KNSA berichtet.

i) Frau Stettler möchte wissen, ob es eine Möglichkeit gibt, zu erreichen, dass Finanzämter Wertfortschreibungen vornehmen, wenn Nutzungsänderungen von Gebäuden zu höheren Einheitswerten führen müssen. Frau Wendler antwortet, dass die Zusammenarbeit der Stadt Haldensleben mit dem Finanzamt gut funktioniere.

j) Frau Wendler fragt, ob andere Gemeinden Kosten für die Regenentwässerung von Bundes- und Landesstraßen an den jeweiligen Abwasserverband zu entrichten hätten. Herr Kessing teilt mit, dass die Stadt Dessau 1,9 – 2,2 Mio. DM zu zahlen habe. Frau Gabriel erklärt, dass auch Halberstadt Zahlungen leiste.

k) Auf die Frage von Herrn Kessing stimmen die Ausschussmitglieder zu, dass ein Termin für die nächste Sitzung des Ausschusses bei Bedarf anberaumt wird. Ein Termin soll heute noch nicht festgelegt werden. 

gez. Kessing



gez. Dr. Kregel


gez. Hanisch

Stellv. Vorsitzender


Landesgeschäftsführer

Protokollführerin
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